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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin” 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 40. Sitzung am 17. Novem- 
ber 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Allein-Vertricb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 


zur Änderung des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin” 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer 
Berlin“ in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 340) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 16 erhält die folgende Fassung: 

4 16 
Höhe 

Das „Notopfer Berlin“ beträgt: 

1. als Abgabe der Arbeitnehmer für jede an- 
gefangenen, im Erhebungszeitraum (§ 3 Zif- 
fer 1) bezogenen 100 Deutsche Mark abgabe- 
pflichtigen Arbeitslohn: 

a) bis zu einem Arbeitslohn von monatlich 
300 Deutsche Mark 

0,75 Deutsche Mark, 

b) für den 300 Deutsche Mark monatlich 
übersteigenden Arbeitslohn bis zu einem 
Arbeitslohn von monatlich 500 Deutsdie 
Mark 

1.00 Deutsche Mark, 

c) für den 500 Deutsche Mark monatlich 
übersteigenden Arbeitslohn bis zu einem 
Arbeitslohn von monatlich 1000 Deutsche 
Mark 

2.00 Deutsche Mark, 

d) für den 1000 Deutsche Mark monatlich 
übersteigenden Arbeitslohn 

3.00 Deutsche Mark; 

2. als Abgabe der Veranlagten für jede angefan- 
genen, im Erhebungszeitraum (§ 3 Ziffer 2) 
bezogenen 100 Deutsche Mark Einkommen: 
a) bis zu einem Einkommen von 3600 

Deutsche Mark 

0,75 Deutsche Mark, 
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b) für das 3600 Deutsche Mark überstei- 
gende Einkommen bis zu einem Einkom- 
men von 6000 Deutsche Mark 

1.00 Deutsche Mark, 

c) für das 6000 Deutsche Mark überstei- 
gende Einkommen bis zu einena Einkorn 
men von 12 000 Deutsche Mark 

2.00 Deutsche Mark, 

d) für das 12 000 Deutsche Mark überstei- 
gende Einkommen 

3.00 Deutsche Mark, 
mindestens jedoch 

9.00 Deutsche Mark; 

3. als Abgabe der Körperschaften für jede an- 
gcfangencn, im Erhebungszeitraum (§ 3 Zif- 
fer 2) bezogenen 100 Deutsche Mark Einkom- 
men 

3.00 Deutsche Mark, 
mindestens jedoch 

a) für alle Kapitalgesellschaften und für Ver- 
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit mit 
einer Beitragseinnahme von mehr als 
10 000 Deutsche Mark 

240,00 Deutsche Mark, 

b) für andere Körperschaften, Personenver- 
einigungen und Vermögensmassen 

14,40 Deutsche Mark; 

4. als Abgabe auf Postsendungen 0,02 Deutsche 
Mark für jede abgabepflichtige Sendung.“ 

2. § 24 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Gesetzes und der 
hierzu erlassenen Durchführungsverordnung in 
der jeweils geltenden Fassung mit neuem Da- 
tum und unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.“ 

3. § 25 wird wie folgt geändert: 

„Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1951 in Kraft. 
Seine Geltungsdauer erstreckt sich auf die Er- 
hebungszeiträume, die spätestens am 31. De- 
zember 1951 enden.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1951 in Kraft. 
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Begründung 


Die zum Ausgleich des Berliner Haushalts benötig- 
ten Zuschüsse des Bundes müssen hauptsächlich 
durch die Abgabe „Notopfer Berlln‘‘ aufgebracht 
werden. Das gegenwärtige Aufkommen aus dieser 
Abgabe kann mit rund 80 Millionen DM für das 
Vierteljahr, das sind 320 Millionen DM für das 
Jahr, angesetzt werden. Dieser Betrag ist auch im 
Haushaltsvoranschlag des Bundes für das Rech- 
nungsjahr 1950 als Einnahme eingesetzt. Dabei 
wurde unterstellt, daß das Gesetz zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin'^, das zum 31. De- 
zember 1950 ausläuft, verlängert wird. Bei Nicht- 
verlängerung dieses Gesetzes würde im Haus- 
haltsvoranschlag des Bundes für das Rechnungs- 
jahr 1950 ein entsprechender Ausfall entstehen. 
Die anderweitige Beschaffung der für Berlin be- 
nötigten Mittel ist nicht möglich. 

Im Haushaltsvoranschlag des Bundes für das Rech- 
nungsjahr 1950, der gegenwärtig den gesetzgeben- 
den Körperschaften zur Beschlußfassung vorliegt, 
sind als Hilfeleistung für Berlin 327 Millionen DM 
vorgesehen worden. Eine Überprüfung des Ber- 
liner Haushaltsvoranschlags durch Mitglieder des 
Rechnungshofs hat jedoch ergeben, daß Berlin zum 
Ausgleidi seines laufenden Haushalts voraussicht- 
lich mindestens weitere 200 Millionen DM an Zu- 
schüssen benötigen wird. 

Der Amerikanische Elohe Kommissar hat zuge- 
sagt, für diese Zwecke 125 Millionen DM aus 
GARIOA-Mitteln zur Verfügung zu stellen. Die 
restlichen 75 Millionen DM werden von der Bun- 
desregierung aufzubringen sein. Da entsprechende 
Deckungsmittel nicht verfügbar sind, ist eine Er- 


höhung der Abgabe „Notopfer Bcrlin‘‘ unver- 
meidbar. 

Bei der gegenwärtigen Saclilage werden die 
Hilfeleistungen des Bundes für Berlin voraussicht- 
lich auch im nächsten Haushaltsjahr in einem Um- 
fang durchgeführt werden müssen, der das gesamte 
Aufkommen aus einer erhöhten Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ beansprucht. Es scheint daher erfor- 
derlich, die Sätze der Abgabe „Notopfer Berlin“ 
zu erhöhen und das Gesetz auch über den 31. März 
1951 hinaus bis zum 31. Dezember 1951 zu ver- 
längern. 

Mit Rücksicht auf die durch die Erhöhung der Ab- 
gabe „Notopfer Berlin“ eintretende stärkere Be- 
lastung Ist eine ausgeweitete Staffelung des Tarifs 
vorgesehen. Bei den leistungsschwächsten Steuer- 
pflichtigen beschränkt sich die Erhöhung auf V 4 des 
bisherigen Satzes — 0.15 DM, während sie bei den 
Icistungsstärksten Steuerpflichtigen auf das Drei- 
fache des bisherigen Satzes steigt. Die Mindest- 
steuer der Veranlagten ist mit 9 Deutsche Mark 
dem untersten Satz der Abgabe von 0.75 DM an- 
gepaßt worden. Die Mindeststeuer der Körper- 
schaften ist nicht erhöht, da sie mit dem bisherigen 
Satz von 240 Deutsche Mark oder 14.40 Deutsche 
Mark für kleine und ertragslose Kapitalgesellschaf- 
ten und andere kleine Körperschaften bereits jetzt 
nicht leicht tragbar ist. 

Der neue Tarif nimmt darauf Rücksicht, daß der 
besondere Charakter einer Notabgabe erhalten 
bleibt, die nicht an Stelle einer Einkommensteuer 
treten soll, sondern in möglichst einfacher Welse 
erhoben wird. 
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